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Ev.-Luth. Kindergarten "Unterm Regenbogen": Abschluss 
eines Finanzierungsvertrages 
 
  Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine 

Gemeindevertretung Kirchbarkau (Entscheidung)   
 
Beschlussvorschlag 

1. Dem vorliegenden Finanzierungsvertrag für den „Ev.-Luth. Kindergarten Unterm 
Regenbogen“ wird zugestimmt. 

2. Der Bürgermeister wird ermächtigt den Finanzierungsvertrag rückwirkend zum 
01.01.2026 mit dem Ev.-Luth. Kirchenkreis Altholstein in der vorliegenden Fassung 
abzuschließen. 

 
Sachverhalt 
Im Zuge der vom Land Schleswig-Holstein beschlossenen Kita-Reform wurde im Jahr 2021 
zwischen der Gemeinde Kirchbarkau und dem Ev.-Luth. Kirchenkreis Altholstein, als Träger 
der Kindertageseinrichtung, für den gesetzlich vorgesehenen Übergangszeitraum 
(01.01.2021 – 31.12.2024) ein befristeter Finanzierungsvertrag geschlossen. 

Ursprünglich sollten die SQKM-Fördermittel nach dem o. g. Übergangszeitraum nicht mehr 
vom Kreis Plön an die Standortgemeinden der Kitas fließen, sondern direkt an die Träger.  

Mittlerweile hat der Gesetzgeber seine ursprüngliche Absicht, die SQKM-Mittel ab dem 
01.01.2025 direkt an die Träger auszahlen zu lassen, verworfen. Mit dem Gesetz zur 
Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes vom 20.11.2024 wurde die bisherige 
befristete Übergangsregelung durch eine Änderung der §§ 15 und 57 KiTaG zum 
unbefristeten Finanzierungsprinzip erklärt, sodass die SQKM-Fördermittel auch zukünftig 
weiter an die Standortgemeinden der Kindertageseinrichtungen fließen werden.  

Obwohl es im Hinblick auf die ab dem 01.01.2025 geltende Rechtslage erhebliche 
Unsicherheiten hinsichtlich der praktischen Umsetzung gab, sind die Vertragsparteien 
gemeinschaftlich zu der Auffassung gelangt für die Zeit ab dem 01.01.2025 eine 
Anschlussregelung vereinbaren zu müssen, um einerseits zugunsten der Träger von 
Kindertageseinrichtungen eine auskömmliche Finanzierung und andererseits zugunsten der 
Gemeinde Kirchbarkau eine Versorgung mit Betreuungsplätzen zu gewährleisten. 

Die Träger der Kindertageseinrichtungen haben gemäß § 15a Abs. 1 KiTaG einen Anspruch 
auf Abschluss einer Vereinbarung über die Finanzierung der Standardqualität mit der 
Standortgemeinde.  

Der vorliegende Vertragsentwurf des Finanzierungsvertrages ist das Ergebnis der 
Vertragsverhandlungen mit dem Träger der Kindertageseinrichtung. Er berücksichtigt alle o. 
g. neuen gesetzlichen Vorgaben, die für den Betrieb des „Ev.-Luth. Kindergarten Unterm 
Regenbogen“  relevant sind. 
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Die Gemeinde Kirchbarkau ist sich darüber bewusst, dass diese bereits vorhandene Qualität 
vor Ort beibehalten werden soll, jedoch nicht über Fördermittel abgedeckt sein wird, da 
lediglich die gesetzlich vorgeschriebene Standardqualität in einer Einrichtung gefördert wird. 

Der § 4 Absatz 3 beinhaltet die übergesetzlichen Standards, auf die sich die die 
Vertragspartner in den Vertragsverhandlungen geeinigt haben.  

Zudem hat die Gemeindevertretung darüber zu befinden, ob der Kita-Träger zukünftig von 
den Eltern neben dem monatlichen Elternbeitrag für die Betreuung des Kindes einen 
zusätzlichen Verpflegungskostenbeitrag erheben soll, mit dem die Personalkosten der 
Mittagskraft refinanziert werden. Aus diesem Grund ist § 19 Absatz 5 des Vertragsentwurfes 
aktuell noch rot markiert. Bis zum Versand der Sitzungsunterlagen lag der Verwaltung noch 
keine abschließende Rückmeldung hierzu vor.  

Die Gemeinde Kirchbarkau hat nun über den vorliegenden Vertragsentwurf zu beraten und 
zu beschließen. Der Bürgermeister ist von der Gemeindevertretung zum Abschluss des 
Finanzierungsvertrages zu ermächtigen, damit der Vertrag rückwirkend zum 01.01.2025 in 
Kraft treten kann. 

  
  
  
  
   
  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
 
Anlage/n 
1 - Endfassung_Vertragsentwurf Kita Kirchbarkau_Stand 31.03.2026 (öffentlich) 
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Zwischen 
 

der Gemeinde Kirchbarkau, gesetzlich vertreten durch den Bürgermeister Frank Jedicke, c/o Amt 

Preetz-Land, Am Berg 2, 24211 Schellhorn 

nachfolgend „Gemeinde“ 

 
und 

 
dem Ev.-Luth. Kirchenkreis Altholstein, vertreten durch den Leiter des Zentrums kirchlicher Dienste, 

Sophienblatt 60, 24114 Kiel 

nachfolgend „Träger“ 

 
wird ein 

 
öffentlich-rechtlicher Vertrag über den Betrieb einer Kindertageseinrichtung  

(Leistungs-, Entgelt-, Durchführungs- und Prüfungsvereinbarung) 
 
geschlossen. 
 

Präambel 
 
Träger und Gemeinde sind sich im Sinne des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII) darin einig, dass die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen eine gesellschafts-
politische Aufgabe von großer Tragweite ist. Die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
erfüllt einen eigenständigen alters- und entwicklungsspezifischen Bildungs- und Erziehungsauftrag. Sie 
soll die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit fördern, die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen und den Eltern dabei 
helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander vereinbaren zu können. 
 
An diesen Zielen arbeiten der Träger und die Gemeinde zum Wohle der Kinder und der Familien part-
nerschaftlich zusammen. Die Gemeinde achtet die Selbständigkeit der Arbeit des Trägers in Kinderta-
geseinrichtungen hinsichtlich der Zielsetzung und der Durchführung seiner Aufgaben sowie in der Ge-
staltung seiner Organisationsstruktur. Die Gemeinde fördert im Rahmen der gesetzlichen Bestimmung 
die Arbeit des Trägers in Kindertageseinrichtungen. 
 
Mit Rücksicht darauf, dass durch das Gesetz zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG)  
 

 die Erbringung von Leistungen und die Erfüllung anderer Aufgaben nach dem Dritten Teil des 
Zweiten Kapitels SGB VIII,  

 

 die Jugendhilfeplanung für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, 
 

 die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen sowie 
 

 die Mitwirkung und Kostenbeteiligung der Eltern 
 
mit Wirkung ab dem 01.01.2021 auf vollkommen neue rechtliche Grundlagen gestellt wurden, hatten 
die Vertragsparteien in Ansehung der vorstehend beschriebenen Neuordnung des Rechts dem in § 57 



  

Absatz 2 Nummer 2 Satz 7 KiTaG in Verbindung mit § 59 Absatz 1 Satz 1 des Zehnten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB X) enthaltenen Gesetzesbefehl Folge geleistet, die Finanzierungsvereinbarung für den 
Übergangszeitraum vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2024 an die geänderte Rechtslage anzupassen. 
 
Zweck der vorstehend genannten Finanzierungsvereinbarung vom 22.06.2021 für den Übergangszeit-
raum war es, die rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, nach Ende des 
Übergangszeitraumes eine direkte Förderung des Trägers nach Maßgabe der Teile 4 und 5 KiTaG im 
Rahmen des Standardqualitätskostenmodells (SQKM) zu ermöglichen und die Finanzbeziehungen zwi-
schen Träger und Gemeinde zu entflechten.  
 
Die dafür notwendigen Regelungen wurden insbesondere durch den Dritten Abschnitt der Finanzie-
rungsvereinbarung für den Übergangszeitraum getroffen. Die Vorschriften des Dritten Abschnitts dien-
ten insbesondere dazu, die Kostenstruktur des Trägers in der Weise anzupassen, dass die ab dem 
01.01.2025 an ihn zu erbringende direkte Förderung nach den Teilen 4 und 5 KiTaG seine Kosten de-
cken würde (Konvergenzbemühungen), so dass zusätzliche gemeindliche Finanzmittel oberhalb des 
Finanzierungsbeitrags der Wohngemeinde (§ 57 KiTaG) vollständig hätten entfallen können. 
 
Mittlerweile hat der Gesetzgeber seine ursprüngliche Absicht, die SQKM-Mittel ab dem 01.01.2025 an 
den Träger auszahlen zu lassen, verworfen. Mit dem Gesetz zur Änderung des Kindertagesförderungs-
gesetzes vom 20.11.2024 wurde die bisherige befristete Übergangsregelung durch eine Änderung der 
§§ 15 und 57 KiTaG zum unbefristeten Finanzierungsprinzip erklärt. 
 
Hierdurch wird bewirkt, dass die Standortgemeinden für eine Kindertageseinrichtung dauerhaft die 
SQKM-Mittel erhalten werden. Darüber hinaus wird ein Anspruch des Trägers einer Kindertagesein-
richtung statuiert, der den Abschluss einer Finanzierungsvereinbarung mit der Standortgemeinde be-
inhaltet. Weiterhin wurde das KiTaG in weiten Teilen umfangreich überarbeitet. 
 
Dem Träger ist dabei bewusst, dass die Gemeinde auch weiterhin grundsätzlich nicht mehr die Verant-
wortung für die Schaffung von bedarfsgerechten Einrichtungen trägt.  
 
In Ansehung dessen ist der Träger nach wie vor bereit, seine Einrichtung auch nach dem Ende des 
Übergangszeitraum nach Maßgabe der Vorgaben der Gemeinde bedarfsgerecht zu führen. 
 
Ausgehend davon werden zwischen dem Träger und der Gemeinde daher die folgenden Vereinbarun-
gen getroffen: 
 

 
 

Erster Abschnitt 
 

Leistungsvereinbarung 
 

§ 1  
Vertragsgegenstand 

 
(1) Der Träger betreibt in der Gemeinde nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages eine 

Kindertageseinrichtung als altersgemischte Einrichtung zu dem in der Präambel genannten 
Zweck. Die Kindertageseinrichtung führt die Bezeichnung „Ev.-Luth. Kindertagesstätte Unterm 
Regenbogen“ und hat folgenden Standort: 

 
Die Krippengruppe befindet sich in den Räumlichkeiten der Grundschule Barkauer Land, 
Heinz-Storm-Straße 3, 24245 Kirchbarkau (so wie sie im Pachtvertrag vom 21.03.2017 be-
schrieben sind). 



  

 
Die Elementargruppen und die altersgemischte Gruppe befinden sich im Gebäude in der 
Heinz-Storm-Straße 5, 24245 Kirchbarkau, welches sich im Eigentum der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde Kirchbarkau befindet.  

 
(2) Als Gegenleistung für den Betrieb der in Absatz (1) genannten Kindertageseinrichtung erhält 

der Träger nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages durch die Gemeinde einen Zu-
schuss zu den zuschussfähigen Betriebskosten, solange und soweit die in der Einrichtung ge-
förderten Gruppen in den Bedarfsplan nach § 10 KiTaG aufgenommen werden. 
 

(3) Der Träger ist als Träger der freien Jugendhilfe anerkannt. Er betreibt seine Einrichtung in ei-
gener Verantwortung und unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften und Unfallverhü-
tungsvorschriften und beachtet die Anforderungen des Teiles 4 des Kindertagesförderungsge-
setzes. Er ist Arbeitgeber des in seiner Einrichtung beschäftigten Personals.  
 

(4) Die Standortgemeinde erkennt an, dass die Ev.-Luth. Kirche gem. Art. 140 GG i. V. m. Artikel 
137 WRV ein verfassungsrechtlich garantiertes Selbstbestimmungsrecht hat und ihre eigenen 
Angelegenheiten durch kirchliche Gesetze ordnet, deren Inhalt zum Betrieb der Kindertages-
einrichtung ebenfalls maßgeblich sind. Hierzu zählt u. a. auch der Tarifvertrag kirchlicher Be-
schäftigter (TV KB). 
 

§ 2   
Betrieb der Kindertageseinrichtung 

 
(1) Grundlagen des Betriebes der Kindertageseinrichtung sind die einschlägigen Rechtsvorschrif-

ten, die anzuwendenden Unfallverhütungsvorschriften sowie die relevanten anerkannten Re-
geln der Technik. Dies sind insbesondere 

 
1. der Dritte Abschnitt des Zweiten Kapitels des SGB VIII („Förderung von Kindern in Tages-

einrichtungen und in Kindertagespflege“), 
 

2. das Kindertagesförderungsgesetz für Schleswig-Holstein (KiTaG), 
 

3. die zur Ausführung des KiTaG ergangenen Rechtsverordnungen sowie 
 

4. die Richtlinien des örtlichen Trägers der Jugendhilfe zur Förderung von Kindertageseinrich-
tungen 

 
in der jeweils geltenden Fassung. 

 
Diese gesetzlichen Regelungen, Unfallverhütungsvorschriften, Regeln der Technik und Richtli-
nien sind vom Träger zu beachten und einzuhalten. 

 
(2) Der Träger betreibt aktuell vier Gruppen in der Einrichtung. Die zeitliche Betreuungsleistung 

ist im Einvernehmen mit der Gemeinde bedarfsgerecht anzubieten. Dabei sollen Früh- und 
Spätdienste vorgesehen werden, in denen Gruppen bedarfsgerecht zusammenzulegen sind. 
Bei Vertragsschluss ist die zeitliche Lage des vom Träger vorzuhaltenden Betreuungsangebotes 
wie folgt bestimmt gewesen:  

 
 
 
 

 



  

Gruppenname Gruppenart Öffnungszeit 

Krippe Elfen Krippengruppe 08:00 – 16:00 Uhr 

Familiengruppe Zwerge Altersgemischte Gruppe 08:00 – 13:00 Uhr 

Regelgruppe Ü3 Trolle Kindergartengruppe 08:00 – 16:00 Uhr 

Regelgruppe Ü3 Wichtel Kindergartengruppe 08:00 – 16:00 Uhr 

Rand- und Ergänzungszeitengruppe 
Frühdienst U3 

Kleine Krippengruppe 07:00 – 08:00 Uhr 

Rand- und Ergänzungszeitengruppe 
Frühdienst Ü3 

Kindergartengruppe 07:00 – 08:00 Uhr 

Rand- und Ergänzungszeitengruppe 
Zwerge Nachmittag 

Kleine altersgemischte 
Gruppe 

13:00 – 16:00 Uhr 

 
Sollten sich nach Vertragsschluss Änderungen im Betreuungsangebot ergeben, werden diese 
als Anlage 1 zu diesem Vertrag niedergeschrieben und von beiden Vertragsparteien unter-
zeichnet. 

 
Für die Bestimmung von Schließzeiten der Einrichtung gilt § 11. 

 
(3) Die Bildung von Ergänzungs- und Randzeitengruppen durch Zusammenlegung von Regelgrup-

pen und die Auflösung solcher Gruppen wegen einer veränderten Bedarfslage, die zu einer 
Reduzierung oder Auffüllung der besetzten Plätze in den Regelgruppen führt, ist standardmä-
ßig zum 01.08. und 01.02. eines Jahres vorzunehmen. Weitere Anpassungen zu anderen Zeit-
punkten sind nur im Einvernehmen mit der Standortgemeinde, vertreten durch das Amt 
Preetz-Land, möglich. 

 
(4) Veränderungen des Betreuungsangebotes gemäß Absatz (2) sind nur im Einvernehmen mit der 

Gemeinde möglich und bedürfen ihrer schriftlichen Zustimmung. Die Gemeinde kann bedarfs-
bezogene Änderungen des Angebotes verlangen. Es gelten die jeweils im Bedarfsplan des Krei-
ses Plön und im KitaPortal Schleswig-Holstein hinterlegten Gruppenarten und Betreuungszei-
ten. Eine Änderung der Gruppenarten und Betreuungszeiten im beidseitigen Einvernehmen 
bedarf keiner Änderung dieses Finanzierungsvertrages. Sie sind lediglich als Anlage 1 zu diesem 
Vertrag niederzuschreiben (siehe auch Absatz 2).  

 
(5) In die Kindertageseinrichtung werden durch den Träger nach den Regelungen des § 8 Kinder 

unabhängig von ihrer Herkunft, Nationalität, Konfession und Weltanschauung aufgenommen.  
 

(6) Dem Träger obliegt die Verantwortung für den laufenden Betrieb der Kindertageseinrichtung. 
 

(7) Die Mitwirkung der Personensorgeberechtigten erfolgt nach § 32 KiTaG durch die Elternver-
tretung und durch die Mitwirkung von Mitgliedern der Elternvertretung im Beirat der Einrich-
tung. Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung für den Beirat der Einrichtung.  
 

(8) Die Zusammenarbeit mit der Gemeinde erfolgt im Beirat nach § 32 Abs. 3 KiTaG. Die Gemeinde 
erhält zu jeder Beiratssitzung eine Einladung, die Tagesordnung sowie die Niederschrift. Ein-
zelheiten regelt die Geschäftsordnung für den Beirat der Einrichtung. 
 

 
 
 
 
 
 



  

Zweiter Abschnitt 
 

Entgeltvereinbarung 
 

§ 3   
Zuschussfähige Betriebskosten 

 
(1) Zuschussfähige Betriebskosten sind die angemessenen Kosten des pädagogischen Personals 

gemäß § 4 und die angemessenen Sachkosten gemäß § 5, solange und soweit sie ausschließlich 
durch den Betrieb der in § 1 Absatz (1) genannten Kindertageseinrichtung zur Erbringung der 
in § 2 Absatz (2) bestimmten Betreuungsleistungen entstehen. Für den Betrieb sind die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Die Betriebskosten sind vom 
Träger nach betriebswirtschaftlichen Kriterien darzustellen. 

 

(2) Zur Vorbereitung der Haushaltsplanungen des Folgejahres teilt der Träger der Gemeinde bis 
spätestens zum 30. September eines Kalenderjahres mit, mit welchen Kosten (Haushalt: Ge-
winn- und Verlustrechnung) und mit welchem Personalbedarf (Stellenplan: Aufstellung des 
pädagogischen und nichtpädagogischen Personal einschließlich Eingruppierung und Perso-
nalentwicklungsplan für die nächsten drei Jahre) er plant.  
Abweichende Besetzungen zu § 38 KiTaG werden vom Träger im Stellenplan kurz dargestellt 
und kenntlich gemacht. Investitionsplanungen für das Folgejahr sind als Anträge bis zum 
31.07. des Vorjahres vom Träger bei der Gemeinde einzureichen.  
 
Die Gemeinde kann der Planung binnen eines Monats widersprechen, wenn diese nicht dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit oder den Vereinbarungen dieses Finanzie-
rungsvertrages entspricht. Im Falle des Widerspruchs sollen die Parteien so weit als möglich 
Einvernehmen über die strittigen Positionen herbeiführen.  Kommt eine Einigung zwischen 
Träger und Gemeinde nicht zustande, zahlt die Gemeinde die Betriebskostenvorauszahlungen 
vorerst in der Höhe der Vorjahresbeträge an den Träger aus.  

 
 

§ 4   
Angemessene Kosten des pädagogischen Personals 

 
(1) Grundlage für die angemessenen Kosten des pädagogischen Personals ist der angemessene 

Personalbedarf. Der angemessene Personalbedarf für die pädagogischen Fachkräfte der Ein-
richtung bemisst sich nach den §§ 37 und 38 KiTaG und wird als Sollwert in Vollzeitäquivalen-
ten (VZÄ) berechnet. Verfügungszeiten und Leitungsfreistellungen im Sinne des § 29 KiTaG so-
wie Vertretungszeiten sind in den Berechnungsgrundlagen der §§ 37 und 38 KiTaG berücksich-
tigt.   

 
(2) Die angemessenen Kosten des pädagogischen Personals bestehen auf Grundlage von Absatz 

(1) insbesondere aus den Aufwendungen für 
 

1. die Vergütungen der in der Einrichtung sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, soweit 
diese zum pädagogischen Personal zählen, nach dem für den Einrichtungsträger geltenden 
Tarifvertrag (TV KB) in seiner jeweils geltenden Fassung,  

 
2. die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung nach den gesetzlichen Vorschriften,  

 
3. die Kosten der gesetzlich vorgeschriebenen Arbeitssicherheit und der Arbeitsmedizin so-

wie die Kosten des Betrieblichen Eingliederungsmanagements, 
 



  

4. die Arbeitgeberzahlungen zu einer zusätzlichen betrieblichen Altersversorgung, maximal 
in Höhe der Umlagen und Beiträge, die bei einer Versicherungspflicht des pädagogischen 
Personals an die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder für vergleichbare Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst zu entrichten wären. 

 
5. die Kosten des Betrieblichen Gesundheitsmanagements sowie Maßnahmen zur Bindung 

von Mitarbeitern. 
 

(3) Abweichungen von den Absätzen (1) und (2) bedürfen der Zustimmung der Gemeinde.  
Folgende übergesetzliche Standards werden hiermit vereinbart: 
a) Kosten für eine praxisintegrierte Ausbildung (PIA) und eine FSJ-Kräfte werden übernom-

men, sofern die Gemeinde diesen Kosten vorab schriftlich zugestimmt hat.  Entgeltpflich-
tige Praktika bedürfen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde. Laufende Verhältnisse 
zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrages gelten als genehmigt.  

b) Die Gemeinde erkennt über die laut Gesetz definierte Standardqualität hinaus Personal-
kosten für Zweitkräfte mit Befähigung zur Gruppenleitung an, sofern diese Stellen nach-
weislich nicht mit qualifiziertem Personal besetzt werden können. Der Nachweis gilt für 
die zum 01.01.2026 bereits in der Kita Beschäftigten als erbracht. 

c) Über den in § 4 Absatz (1) geregelten Personalbedarf hinaus übernimmt die Gemeinde auf 
Antrag mit vorheriger Zustimmung die Mehrkosten für maximal ein Vollzeitäquivalent 
(VZÄ) als Betreuende Hilfskraft befristet für ein Jahr. Wird innerhalb eines Jahres die ver-
bindliche Anmeldung zu einer Nachqualifizierungsmaßnahme zur pädagogischen Fach-
kraft nachgewiesen, finanziert die Gemeinde die Mehrkosten bis zum Abschluss der Qua-
lifizierungsmaßnahme mit dem Ziel, dass eine dann vakante Stelle (pädagogische Fach-
kraft) in der Kindertageseinrichtung dauerhaft besetzt wird. Nicht besetzte Personalstun-
den im Anstellungsschlüssel, z. B. durch eine Vakanz bis zu einer Wiederbesetzung einer 
Stelle, werden zur Refinanzierung ausgenutzt.  

d) Sollte der Personalschlüssel dauerhaft höher angesetzt werden müssen, als in Absatz 1 
benannt, bedarf es der vorherigen Zustimmung durch die Gemeinde. 
 

(4) Der Einsatz von Fremdpersonal im Vertretungsfall (Zeitarbeitsfirmen) wird wie folgt geregelt: 
a) In der Verantwortung des Trägers, maximal im Rahmen der vorgelegten Personalkosten-

planung für das laufende Jahr, z. B. wegen einer nicht besetzten Stelle oder Ausfall durch 
Langzeiterkrankung. Es entstehen durch den Einsatz von Fremdpersonal keine höheren 
Personalkosten.  

b) Zur Sicherstellung der Mindestpersonalausstattung nach § 26 KiTaG oder der Mindestan-
wesenheit nach § 27 KiTaG für maximal zwei Wochen. Die Gemeinde ist unverzüglich zu 
informieren.  

c) Darüber hinaus ist der begründete Einsatz auf Antrag mit vorheriger Zustimmung der Ge-
meinde möglich. Spätestens alle drei Monate erfolgt dann in jedem Fall die Angabe der 
entstandenen Mehrkosten, eine Statusmeldung über den aktuellen Bedarf und ggf. die 
weitere Beantragung und Angabe der zu erwartenden Mehrkosten.   

 
 

§ 5   
Angemessene Sachkosten 

 
(1) Zu den angemessenen Sachkosten gehören insbesondere die Aufwendungen für  

 
1. die Anmietung der Betriebsgebäude der Einrichtung, in der die Betreuung durchgeführt 

wird, 
 

2. die Unterhaltung des notwendigen Inventars des in § 1 Absatz (1) genannten Gebäudes,  



  

 
3. die Anschaffung von Inventar mit Kosten bis zu 250,00 € netto im Umfang von maximal 

500,00 € pro Gruppe, 
 

4. die Unterhaltung des in § 1 Absatz (1) genannten Gebäudes, soweit nicht Dritten wie bei-
spielsweise Vermietern oder Verpächtern eine vorrangige Verpflichtung obliegt, 

 
5. die Bewirtschaftung des in § 1 Absatz (1) genannten Gebäudes (öffentliche Abgaben, Kos-

ten der Versorgung mit Energie und Wasser, Kosten der Entsorgung), soweit nicht Dritten 
wie beispielsweise Vermietern oder Verpächtern eine vorrangige Verpflichtung obliegt, 

 
6. die für den Betrieb notwendigen Versicherungen, 

 
7. die Reinigung des in § 1 Absatz (1) genannten Gebäudes, 

 
8. Leasingkosten, Lizenzgebühren, notwendige Anschaffungen in Hard- und ggf. Software, 

 
9. die Telekommunikation, Internet, Fernmeldegebühren, 

 
10. die notwendigen Fachzeitschriften und Bücher, 

 
11. die Gesundheitspflege (beispielsweise in der Einrichtung vorzuhaltende Arzneimittel, 

Erste-Hilfe-Ausrüstung) und pflegerischer Bedarf, 
 

12. der pädagogische Bedarf sowie Kosten für Feste und Feiern der Kindertageseinrichtung, 
 

13. die anteiligen Recruitingkosten für die § 1 Absatz (1) genannte Kindertageseinrichtung, die 
durch eigenes Personal in der Kirchenkreisverwaltung des Trägers entstehen, 
 

14. das Qualitätsmanagement (§ 20 KiTaG) und Kita-Fachberatung in Höhe der gesetzlichen 
Pauschale nach § 20 KiTaG, 

 
15. die Fort- und Weiterbildung des pädagogischen Personals (§ 24 Absatz 2 KiTaG), 
 
16. Teilnahme an der Kita Datenbank, 
 
17. Reisekosten, 

  
18. Beratungs- und Prüfungsgebühren sowie Gerichts- und Anwaltsgebühren, die für die Mah-

nung sowie Beitreibung von Rückständen bei den Elternbeiträgen entstehen,  
 

19. Beiträge zu Spitzenverbänden,  
 

20. Sachbedarf der Elternvertretung und des Beirats,  
 

21. Kosten der Öffentlichkeitsarbeit,  
 

22. Kosten der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen, 
 

23. Administrative Kosten der Kindertageseinrichtung, wie Bürobedarf, Porto, Geldverkehr, 
sowie Verbrauchsmaterial, 

 



  

24. die Lebensmittel im Rahmen pädagogischer Angebote. Verpflegungskosten für regelmäßig 
angebotene Mahlzeiten (§ 30 KiTaG) gehören nicht zu den angemessenen Sachkosten und 
sind von den Personensorgeberechtigten sowie im Falle einer entsprechenden Leistungs-
berechtigung aus den Leistungen für Bildung und Teilhabe nach dem SGB II, SGB XII, 
AsylbLG und BKGG zu finanzieren.  

 
25. die Betreuung behinderter oder von Behinderung bedrohter Kinder nach dem SGB VIII o-

der SGB IX, soweit sie nicht durch personenzentrierte Leistungen des Trägers der Jugend-
hilfe oder des zur Ausführung des Teils 2 SGB IX bestimmten Trägers der Eingliederungs-
hilfe gedeckt werden.  

 
26. die Zinsen für Fremdkapital, das zur Finanzierung notwendiger Investitionen aufgenom-

men wurde. Die Aufnahme von Fremdkapital und deren Notwendigkeit sind gesondert 
nachzuweisen und bedürfen der Zustimmung der Gemeinde. 

 
27. die Abschreibungen. Abschreibungen stellen jedoch nur dann angemessene Sachkosten 

dar, soweit die zugehörigen Investitionen notwendig waren, die Gemeinde ihrer Durchfüh-
rung zugestimmt hat und diese durch den Träger selbst finanziert wurden. Für den Teil der 
Investitionen, der durch einen Träger der öffentlichen Verwaltung finanziert wurde, kön-
nen Abschreibungen nicht angesetzt werden. Sofern auf der Basis von handels- oder steu-
errechtlichen Bestimmungen dennoch Abschreibungen dargestellt und verbucht werden 
müssen, sind die durch den Träger der öffentlichen Verwaltung erbrachten Leistungen zu 
passivieren und entsprechend ihrer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer erfolgswirksam 
aufzulösen. Für Investitionsplanungen gilt die Regelung des § 3 Abs. 2.  

 
28. Die Verwaltungskosten bis zur Höhe von 8,5 % der Personalkosten. 

 
Eine detaillierte Berechnung der Kosten der Verwaltung, welche sich aus den folgenden 
Positionen zusammensetzt: 

- anteilige Personal- und Sachkosten der Verwaltung (u. a. Finanzbuchhaltung, Kita 

Haushälter/Beitragseinzug, Personalabteilung)  

wird auf Antrag der Gemeinde von der Kirchenkreisverwaltung zur Verfügung gestellt. 

 
(2) Eine Verzinsung von Eigenkapital, welches der Träger zur Finanzierung von Investitionen ein-

bringt, ist ausgeschlossen.  
 

(3) Werden Leistungen nach Absatz (1) Nummern 2 und 4 (Hausmeisterdienste), 7 (Reinigungs-
leistungen) und Personal für die Hauswirtschaft ganz oder teilweise durch eigenes Personal 
erbracht, gehören die dadurch verursachten Personalkosten zu den Sachkosten. Die Gemeinde 
kann hierzu Wirtschaftlichkeitsberechnungen verlangen und Regelungen zur Personalbemes-
sung festlegen. 

 
Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses wurden zwischen den Vertragsparteien folgende 
angemessene Wochenstunden vereinbart: 
 
- Hausmeister: 5,0 Stunden/Woche 
- Reinigung: 29,0 Stunden/Woche 
- Hauswirtschaft: 18,0 Stunden/Woche 
 
Veränderungen bedürfen der Zustimmung der Gemeinde. 

 



  

§ 6   
Grundlage für den Zuschuss zu den Betriebskosten 

 
(1) Von den zuschussfähigen Betriebskosten im Sinne des § 3 werden zur Berechnung des von der 

Gemeinde an den Träger zu leistenden Zuschusses zu den Betriebskosten folgende Erträge ab-
gezogen: 

 
1. die öffentlichen Mittel, insbesondere in Form von Zuschüssen und Zuweisungen durch den 

Bund, das Land und den örtlichen Träger der Jugendhilfe sowie von anderen Gemeinden, 
die nach ihrer Zweckbestimmung der Deckung der zuschussfähigen Betriebskosten dienen, 

 
2. die Entgelte für die Inanspruchnahme des vom Träger in der Einrichtung zur Verfügung 

gestellten Betreuungsangebots (Elternbeiträge und vergleichbare Entgelte), 
 

3. die Erstattung der durch die Sozialstaffelregelung bedingten Ertragsausfälle nach § 7 Ki-
TaG, 
 

4. Ersatz von Aufwendungen für die Mitglieder von geregelten Freiwilligendiensten im Sinne 
des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d EStG, 

 
5. sonstige Erträge (z. B. Erstattungen von Krankenkassen, Versicherungsleistungen, o. ä. ) 

 
(2) Die Differenz aus den zuschussfähigen Betriebskosten im Sinne des § 3 und der Summe der in 

Absatz (1) bezeichneten Erträge bildet die ungedeckten laufenden Betriebskosten der Einrich-
tung. 

 
(3) Die Einziehung der Entgelte für die Erbringung der Betreuungsleistungen nach Absatz (1) Num-

mer 2 ist Aufgabe des Trägers. Unterbliebene Zahlungen der Zahlungspflichtigen sind ab einem 
Betrag i. H. v. 20,00 € vom Träger beizutreiben (insbesondere durch Mahnung und Vollstre-
ckung). Verläuft die Beitreibung nachweislich fruchtlos oder bleibt der beizutreibende Beitrag 
zum Ende des Kindergartenjahres unterhalb der obigen Grenze, ist der Träger berechtigt, die 
Forderung zu erlassen. Die daraus entstehenden Mindereinnahmen erkennt die Gemeinde an, 
sofern alle anderen geeigneten Maßnahmen zur Deckung der Rückstände (z. B. Übernahme 
der Kosten im Rahmen der Sozialstaffelrichtlinie des Kreises Plön) keinen Erfolg gebracht ha-
ben.  
 
Die Vergütung der Aufwendungen hierfür ist in der Verwaltungskostenpauschale nach § 5 Ab-
satz (1) Nummer 28 enthalten. Die Unterlassung von Maßnahmen der Beitreibung oberhalb 
der obigen Grenze auf die jeweiligen Forderungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Gemeinde. 

 
§ 7   

Höhe und Erbringung des Zuschusses 
 

(1) Die Gemeinde erbringt an den Träger einen Zuschuss in Höhe von 100 Prozent der ungedeck-
ten laufenden Betriebskosten im Sinne des § 6 Absatz (2). Für die Finanzierung der Einrichtung 
sind die möglichen Zuschüsse des Bundes, des Landes und des örtlichen Trägers der Jugend-
hilfe sowie von anderen Gemeinden vollständig auszuschöpfen. Der Träger ist darüber hinaus 
verpflichtet, die in § 6 Absatz (1) Nummern 2 bis 5 bezeichneten Erträge rechtzeitig und voll-
ständig geltend zu machen und für ihre Einziehung zu sorgen. 

 
 
 



  

(2) Folgende Sachkosten nach § 5 sind untereinander deckungsfähig: 
- Nr. 2: Anschaffung von Inventar mit Kosten bis zu 250,00 € netto, Planansatz begrenzt auf 

500 € pro Gruppe 
- Nr. 7: Leasingkosten, Lizenzgebühren, notwendige Anschaffungen in Hard- und ggf. Soft-

ware 
- Nr. 8: die Telekommunikation, Internet, Fernmeldegebühren, 
- Nr. 9: die notwendigen Fachzeitschriften und Bücher 
- Nr. 11: die Gesundheitspflege (beispielsweise in der Einrichtung vorzuhaltende Arzneimit-

tel, Erste-Hilfe-Ausrüstung) und pflegerischer Bedarf 
- Nr. 12: der pädagogische Bedarf sowie Kosten für Feste und Feiern der Kindertageseinrich-

tung, 
- Nr. 17: Reisekosten 
- Nr. 21: Kosten der Öffentlichkeitsarbeit 
- Nr. 23: Administrative Kosten der Kindertageseinrichtung, wie Bürobedarf, Porto, Geldver-

kehr, sowie Verbrauchsmaterial. 
 
Innerhalb der Deckungsfähigkeit können die Ansätze unterjährig abweichen. Für über- und au-
ßerplanmäßige Aufwendungen im Bereich Unterhaltung der Gebäude, Spielplatz oder Außen-
gelände ist die vorherige Zustimmung der Gemeinde einzuholen. Übersteigen über- und au-
ßerplanmäßigen Ausgaben in Summe 5 % der zuschussfähigen Betriebskosten, ist die Ge-
meinde unverzüglich darüber zu informieren. Der Träger reicht zudem regelmäßig Halbjahres-
berichte ein.  

 
(3) Die Gemeinde berät und unterstützt den Träger in allen kindertageseinrichtungsrechtlichen 

und finanzwirtschaftlichen Fragen des Betriebs der Kindertageseinrichtung. 
 

(4) Die Gemeinde entrichtet je Kalenderjahr auf den von ihr zu erbringenden Zuschuss Vorauszah-
lungen in Form der Zahlung von 4 Raten. Die Raten werden quartalsweise im Voraus am 15.02, 
15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden Jahres fällig. Bemessungsgrundlage für die Raten ist die 
Höhe des nach Maßgabe des Haushalts- oder Wirtschaftsplanes voraussichtlich zu leistenden 
Zuschusses der Gemeinde, dem diese in Übereinstimmung § 3 Absatz 2 zugestimmt hat. Über 
die Vorauszahlungen wird nach Ablauf des Kalenderjahres gemäß § 25 abgerechnet. 

 
 
 

Dritter Abschnitt 
 

Durchführungsvereinbarung 
 

§ 8  
Aufnahme von Kindern und Beendigung des Betreuungsverhältnisses (zu § 17, § 18 KiTaG) 

 
(1) Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung darf weder aus Gründen seiner Her-

kunft, seiner Nationalität oder seiner geschlechtlichen Identität noch aus konfessionellen, 
weltanschaulichen oder ethnischen Gründen abgelehnt werden. 

 
(2) Aus Gründen einer Behinderung oder drohenden Behinderung darf die Aufnahme eines Kindes 

in eine Gruppe nicht abgelehnt und ein Betreuungsverhältnis nicht beendet werden, es sei 
denn die Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Förderung des Kindes sind in der Gruppe 
nicht gegeben und können nicht mit vertretbarem Aufwand geschaffen werden. Der Träger 
verpflichtet sich, die Ablehnung der Aufnahme oder die Beendigung des Betreuungsverhält-
nisses aus den in Satz 1 genannten besonderen Gründen dem örtlichen Träger der Jugendhilfe 
sowie der Gemeinde mitzuteilen. Der örtliche Träger prüft, ob die Voraussetzungen für eine 



  

Aufnahme des Kindes oder eine Beendigung des Betreuungsverhältnisses gegeben sind; nur, 
wenn dies durch den örtlichen Träger festgestellt wird, ist eine Ablehnung oder Beendigung 
zulässig. 

 
(3) Der Träger nimmt ganzjährig im laufenden Kindergartenjahr Kinder auf.  

 
(4) Kinder mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden Barmissen, Boksee, Bothkamp, Großbarkau, Ho-

nigsee, Kirchbarkau, Klein Barkau, Löptin und Warnau werden bei der Platzvergabe vorrangig 
berücksichtigt.  

 
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Anmeldungen die Zahl der Plätze übersteigt, legt der Einrich-

tungsträger nach Abstimmung im Kindergartenbeirat schriftliche, öffentlich zugängliche Auf-
nahmekriterien und Stichtage fest, die an die „Empfehlung zur Vereinheitlichung der Anmel-
deverfahren und Platzvergabekriterien für die Aufnahme in Kindertagesstätten im Kreis Plön“ 
des örtlichen Trägers der Jugendhilfe angelehnt sind und mit der Gemeinde im Kindergarten-
beirat abgestimmt wurden. Das Freihalten von Plätzen für den Fall, dass vorrangige Kriterien 
erfüllende Kinder nachgemeldet werden, ist nicht zulässig. Aus dem Grund des Wegzugs des 
Kindes aus der Standortgemeinde darf der Träger das Betreuungsverhältnis nicht beenden o-
der die Verlängerung der Betreuung in der Einrichtung ablehnen.  

 
(6) Der Betreuungsvertrag darf eine Beendigung des Betreuungsverhältnisses durch den Träger 

nur aus wichtigem Grund zulassen und muss eine Pflicht zur unverzüglichen Mitteilung des 
wichtigen Grundes in Textform vorsehen. Der Betreuungsvertrag muss für den Fall des Woh-
nortwechsels die Möglichkeit einer vorzeitigen Beendigung des Betreuungsverhältnisses durch 
die Personensorgeberechtigten zum Monatsende mit einer Frist von höchstens 3 Monaten 
ohne Auferlegung zusätzlicher Zahlungspflichten vorsehen; die Beendigung zum Ende des Mo-
nats Juni kann ausgeschlossen werden. 
 

(7) Der Träger nimmt ein Kind nicht auf, soweit für dieselbe Förderungszeit bereits ein Betreu-
ungsverhältnis mit einer anderen nach dem KiTaG geförderten Kindertageseinrichtung oder in 
öffentlich geförderter Kindertagespflege besteht. 

 
 

§ 9  
Pädagogische Qualität (zu § 19 KiTaG) 

 
Der Träger verpflichtet sich, die in § 19 KiTaG enthaltenen Zielvorgaben für die pädagogische 
Qualität in der Einrichtung zu verwirklichen, soweit dies bislang noch nicht der Fall sein sollte. 
Zu diesem Zweck richtet er insbesondere ein Qualitätsmanagement ein und nimmt pädagogi-
sche Fachberatung in Anspruch (§ 10). 

 
 

§ 10  
Qualitätsmanagement und pädagogische Fachberatung (zu § 20 KiTaG) 

 
(1) Der Träger hat zur prozesshaften Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Kinderta-

geseinrichtung ein geeignetes Qualitätsmanagementverfahren zu wählen. Für jede Kinderta-
geseinrichtung wird eine qualifizierte Beauftragte oder ein qualifizierter Beauftragter für Qua-
litätsentwicklung benannt. Das gewählte Qualitätsmanagementverfahren sowie die oder der 
qualifizierte Beauftragte sind der Gemeinde auf deren Verlangen zu benennen. 

 
(2) Die Einrichtung nimmt kontinuierlich eine pädagogische Fachberatung in Anspruch.  

 



  

 
§ 11  

Schließtage (zu § 22 KiTaG) 
 

(1) Die planmäßigen Schließtage einer Gruppe dürfen die in § 22 KiTaG normierten Höchstgrenzen 
nicht überschreiten. Der Träger stellt sicher, dass die planmäßigen Schließtage den in Satz 1 
sowie Absatz (2) genannten Anforderungen und Vereinbarungen entsprechen. Ihm ist be-
kannt, dass Schließzeiten als Folge von Teamfortbildungen und Fortbildungen oder sogenann-
ten Brückentagen auf die Höchstzahl der Tage anzurechnen sind.  

 
(2) Die Anzahl der planmäßigen Schließzeiten wird zwischen den Vertragsparteien  

 
1. innerhalb der Schulferien in Schleswig-Holstein auf 17 Tage und 

 
2. außerhalb der Schulferien in Schleswig-Holstein auf 3 Tage 

 
festgelegt. 

 
(3) Der Träger macht die Schließtage unverzüglich, spätestens zum Ende des vorangegangenen 

Kalenderjahres für das nachfolgende Kalenderjahr bekannt. Über vollständige oder teilweise 
ungeplante Schließungen oder sonstige Betreuungseinschränkungen entscheidet der Träger in 
seiner pädagogischen Verantwortung. Er informiert hierüber unverzüglich die Gemeinde. 

 
 

 
§ 12  

Räumliche Anforderungen (zu § 23 KiTaG) 
 

Dem Träger ist bekannt, dass die von ihm betriebene Einrichtung den räumlichen Anforderun-
gen des § 23 KiTaG unterliegt. Der Träger erklärt nach einer von ihm vorgenommenen Prüfung 
des räumlichen Bestandes, dass er diese Anforderungen – unter Anwendung der Übergangs-
bestimmung des § 57 Absatz 1 Nummer 2 KiTaG (Personalraum, separates Leitungszimmer) – 
erfüllt. 

 
 

§ 13  
Aus- und Weiterbildung (zu § 24 Absatz 2 KiTaG) 

 
Der Träger stellt sicher, dass die pädagogischen Fachkräfte regelmäßig an Fort- und Weiterbil-
dungen teilnehmen und kostenfreie Praktikumsplätze für die Aus- und Weiterbildung pädago-
gischer Fachkräfte oder für Studierende sozialpädagogischer Studiengänge angeboten werden 
und eine Anleitung sichergestellt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

§ 14  
Gruppengröße (zu § 10 Abs. 3, § 25 KiTaG) 

 
Träger und Gemeinde streben gemeinsam an, dass alle besetzbaren Plätze der in § 2 benann-
ten Gruppen tatsächlich besetzt sind. 
Der Träger entscheidet über die Anpassung der Gruppengröße nach § 25 Abs. 3 KiTaG nach 
vorheriger Anhörung der Gemeinde. Eine Erhöhung der Gruppengröße entsprechend § 25 
Abs. 3 KiTaG soll auf Wunsch der Gemeinde bei entsprechendem Bedarf erfolgen, wenn dem 
nicht dringende pädagogische und personelle Gründe entgegenstehen. 
Soweit der Bedarfsplan dies vorsieht, kann der Träger in eigener Verantwortung und im Ein-
vernehmen mit der Gemeinde Ergänzungs- und Randzeitengruppen einrichten und zwischen 
Gruppenarten und Gruppengrößen wechseln. 

 
 

§ 15  
Anstellungsschlüssel (zu §§ 26 und 27 KiTaG) 

 
Dem Träger ist bekannt, dass für die Förderung der Kinder in seiner Einrichtung eine ausrei-
chende Personalausstattung und eine Mindestanwesenheit von Betreuungskräften zu gewähr-
leisten ist. Er sichert nach Prüfung der Sach- und Rechtslage zu, dass sein Personalkörper den 
gesetzlichen Mindestanforderungen entspricht.  

 
§ 16  

Personalqualifikation (zu § 28 KiTaG) 
 

Dem Träger ist bewusst, dass das von ihm in der Einrichtung beschäftigte Personal mindestens 
die beruflichen Qualifikationen benötigt, die in § 28 KiTaG gefordert werden. Der Träger sichert 
zu, dass sein Personal über die genannten Qualifikationen oder jeweils gleichgestellte Qualifi-
kationen verfügt. 

 
 

§ 17  
Verfügungszeiten (zu § 29 Absatz 1 KiTaG) 

 
Der Träger hat bei der Personalplanung den nach § 29 Absatz 1 KiTaG bestimmten Anteil für 
Verfügungszeiten, insbesondere für die Vor- und Nachbereitung, die Zusammenarbeit mit den 
Erziehungsberechtigten, dienstliche Besprechungen, die Anleitung von Praktikantinnen und 
Praktikanten und die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen, zu berücksichtigen (ange-
messene Verfügungszeiten).  

 
§ 18  

Leitungsfreistellung (zu § 29 Absatz 2 KiTaG) 
 

Der Träger sorgt für eine angemessene Freistellung der Leitungskraft, höchstens in dem Um-
fang, der durch § 29 Absatz 2 KiTaG bestimmt wird. 

 
§ 19  

Elternbeiträge (zu § 31 KiTaG) 
 

(1) Die Höhe der von den Personensorgeberechtigten oder an deren Stelle tretende Personen zu 
entrichtenden Entgelte für die Inanspruchnahme der Kindertageseinrichtung (Elternbeiträge) 
wird durch eine Beitragsordnung festgelegt, die den Anforderungen des § 31 KiTaG entspricht. 



  

Der Träger verpflichtet sich, den jeweils höchstmöglichen Beitragsanspruch nach Absatz (2) 
auszuschöpfen.  

 
(2) Die zu entrichtenden Elternbeiträge dürfen monatlich  

 
1. den Betrag von 5,80 EUR für Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des Monats noch 

nicht vollendet haben, und  
 

2. den Betrag von 5,66 EUR für ältere Kinder  
 

pro wöchentlicher Betreuungsstunde nicht übersteigen. Sofern durch eine Änderung des KiTaG 
eine Änderung der in Satz 1 genannten Beträge erfolgt, treten die geänderten Beträge an de-
ren Stelle. 
 

(3) Die Elternbeiträge für gebuchte Einzelstunden dürfen 
 
1. den Betrag von 1,45 EUR für Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des Monats noch 

nicht vollendet haben, und 
 

2. den Betrag von 1,41 EUR für ältere Kinder 
 
nicht übersteigen. Absatz (2) Satz 2 gilt für die in Satz 1 genannten Beträge entsprechend. 

 
(4) Die Beitragsordnung der Kindertageseinrichtung erlässt der Träger, nach Abstimmung im Kin-

dergartenbeirat, im Einvernehmen mit der Gemeinde. Der Träger weist bei der Aufnahme auf 
die Möglichkeit der Ermäßigung des Elternbeitrags nach § 7 KiTaG hin. Der Träger fördert bei 
erkennbarem Bedarf die Inanspruchnahme von Geschwisterermäßigungen und sozialen Ermä-
ßigungen der Elternbeiträge.  

 
(5) Neben den Elternbeiträgen kann der Einrichtungsträger angemessene Verpflegungskostenbei-

träge (Essensgeld) und Auslagen für Ausflüge verlangen. Die Verpflegungskostenbeiträge be-
inhalten auch die Kosten des nicht pädagogischen Personals, welches für die Essensaus-
gabe/Essenszubereitung erforderlich ist. Über die Höhe der Verpflegungskostenbeiträge er-
folgt eine Abstimmung im Kindergartenbeirat. Dem Kindergartenbeirat sind die Berech-
nung/Zusammensetzung der Verpflegungskostenbeiträge offen zu legen.  
 

(6) Werden Rückforderungen von Eltern aufgrund von Gruppeneinschränkungen oder Gruppen-
schließungen geltend gemacht, stimmen sich der Träger und die Gemeinde ab, ob und in wel-
cher Höhe die Rückforderungen anerkannt werden oder welche rechtlichen Schritte zu deren 
Abwehr ergriffen werden sollen. 

 
 

§ 20  
Nutzung der KiTa-Datenbank, Datenübermittlung (zu § 33 KiTaG) 

 
Der Träger verpflichtet sich zur fach- und sachgerechten Nutzung der KiTa-Datenbank nach § 
3 KiTaG. Er stellt einen Antrag auf Aufnahme der Kindertageseinrichtung in das Onlineportal, 
pflegt die Daten, nimmt am Voranmeldesystem teil und übermittelt über das Verwaltungssys-
tem monatlich die personenbezogenen Daten nach § 3 Absatz 4 KiTaG aller geförderten Kinder 
mit Stand zum monatlichen Stichtag. Der Träger sichert zu, dass seine IT-Infrastruktur und das 
von ihm beschäftigte Personal die Gewähr dafür bieten, dass die in Satz 2 genannten Pflichten 
auch ab dem 01.01.2025 fortlaufend erfüllt werden können. Die Vergabe von Doppelverträgen 
im KitaPortal ist unzulässig.  



  

 
§ 21  

Rückforderung von Fördermitteln (zu § 15 KiTaG) 
 

(1) Dem Träger ist bekannt, dass die der Gemeinde vom örtlichen Träger der Jugendhilfe zuflie-
ßenden Mittel im Rahmen der Förderung der Standardqualität nach dem KiTaG für seine Ein-
richtung der Rückforderung für den Fall unterliegen können, dass der Träger gegen die Voraus-
setzungen für eine Förderung verstößt. Sofern der örtliche Träger der Jugendhilfe von der Ge-
meinde auf der Grundlage des KiTaG diese erbrachten Fördermittel rechtskonform zurückfor-
dert, weil der Träger im betreffenden Förderzeitraum die Fördervoraussetzungen grob fahr-
lässig, nicht, nicht im vollen Umfang oder zeitweise nicht erfüllt, ist der Träger zur Erstattung 
der von der Gemeinde auf der Grundlage dieses Vertrages erbrachten Leistungen in Form des 
Zuschusses verpflichtet. 
 

(2) Im Falle des Absatzes (1) hat die Gemeinde den Träger schriftlich darüber zu unterrichten, dass 
er zur Erstattung verpflichtet ist. Der zu erstattende Förderbetrag ist innerhalb eines Monats 
nach der schriftlichen Unterrichtung im Sinne des Satzes 1 vom Träger an die Gemeinde zu 
zahlen. 

 
(3) Fordert der Kreis als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe Fördermittel von der Ge-

meinde zurück, informiert diese unverzüglich den Träger. Träger und Gemeinde werden ge-
meinsam prüfen, ob die Rückforderung berechtigt ist. Kommen sie übereinstimmend zu der 
Einschätzung, dass dies nicht oder nicht vollständig der Fall ist, wird der Träger die Gemeinde 
bei Rechtsbehelfen gegen die Rückforderungsentscheidung unterstützen. 
 

 
 
 
 
 

§ 22  
Verwendung der SQKM-Mittel durch die Gemeinde (zu § 15 KiTaG) 

 
Träger und Gemeinde haben Kenntnis von der Tatsache, dass der Anspruch auf Förderung der 
Standardqualität im Rahmen des SQKM (§ 15 Absatz 1 KiTaG) der Gemeinde in ihrer Eigen-
schaft als Standortgemeinde zusteht. Der örtliche Träger der Jugendhilfe wird insoweit auf der 
Grundlage des KiTaG keine Förderung an den Träger erbringen. Die Gemeinde verwendet die 
ihr nach Satz 1 zufließende Förderung insbesondere dazu, den sich aus § 7 Absatz (1) ergeben-
den Anspruch des Trägers auf Erbringung eines Zuschusses zu befriedigen.  

 
 

§ 23  
Mitwirkung beim Monitoring und der Überprüfung der Kalkulationsparameter (zu § 58 KiTaG) 

 
Träger und Gemeinde ist bekannt, dass nach Maßgabe des § 58 KiTaG ein dauerhaftes Moni-
toring sowie eine Überprüfung der Kalkulationsparameter durchgeführt werden. Der Träger 
verpflichtet sich dazu, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen an den in Satz 1 genannten 
Maßnahmen mitzuwirken. 

 
 
 
 

 



  

Vierter Abschnitt 
 

Prüfungsvereinbarung 
 

§ 24   
Prüfungsrechte 

 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Verwendung der von ihr auf der Grundlage dieses Vertrages 

erbrachten Zuschüsse zu prüfen oder durch beauftragte Dritte prüfen zu lassen. Dieses Prü-
fungsrecht umfasst die Einsichtnahme in alle Geschäftsvorgänge, die im Zusammenhang mit 
der Verwendung der Zuschüsse stehen. Der Träger ist verpflichtet, alle erforderlichen Unter-
lagen zur Einsichtnahme bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte, insbesondere in 
elektronischer Form, zu erteilen. Daneben hat die Gemeinde das Recht, die jeweiligen Betreu-
ungszeiten auf ihre Notwendigkeit zu prüfen.  

 
(2) Die Rechte nach Absatz (1) haben auch die Prüfungsbehörden, die nach dem Kommunalprü-

fungsgesetz für die Prüfung der Gemeinde zuständig sind.  
 

§ 25   
Jahresrechnung 

 
(1) Bis zum 31. Mai des dem jeweiligen Kalenderjahr folgenden Jahres ist der Gemeinde eine Jah-

resrechnung vorzulegen, die einen zahlenmäßigen Nachweis aller mit dem Betrieb der Einrich-
tung verbundenen Aufwendungen und Erträge beinhaltet. Die Gemeinde bestätigt dem Träger 
unverzüglich schriftlich den Eingang der Jahresrechnung und fordert den Träger zur Auszah-
lung des Guthabens auf bzw. informiert ihn über die Erstattung des offenen Restbetrages 
durch die Gemeinde.  

 
(2) Wenn die Jahresrechnung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig vorgelegt wird, ist die 

Gemeinde berechtigt, ihre Vorauszahlungen nach § 7 Absatz (6) einzubehalten, sofern sie den 
Träger zuvor in Textform unter Setzung einer Frist von einer Woche dazu aufgefordert hat, 
eine vertragskonforme Jahresrechnung vorzulegen. 

 
(3) Auf den gemäß der Jahresrechnung von der Gemeinde zu erbringenden Zuschuss eines Kalen-

derjahres werden die für dieses Kalenderjahr erbrachten Vorauszahlungen nach § 7 Absatz (5) 
angerechnet. Ergibt sich aus der Jahresrechnung ein Nachzahlungsbetrag zugunsten des Trä-
gers, wird dieser mit der nächsten Abschlagszahlung, spätestens jedoch am 15.08. zur Zahlung 
fällig. Ergibt sich aus der Jahresrechnung ein Erstattungsbetrag zugunsten der Gemeinde, wird 
wie folgt verfahren:  
 
Der Erstattungsbetrag wird vom Träger, entsprechend der Zahlungsaufforderung der Ge-
meinde, an die Gemeinde überwiesen. Geht der Erstattungsbetrag nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig ein, ist die Gemeinde berechtigt die 3. Rate und/oder 4. Rate der Betriebs-
kostenvorauszahlungen nach § 7 Abs. (5) um den fälligen Erstattungsbetrag zu reduzieren.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
 

Fünfter Abschnitt 
 

Schlussbestimmungen 
 

§ 26  
Fortgeltung von grundstücksrechtlichen Vereinbarungen und Vereinbarungen zur Berücksichtigung 

von Tilgungsleistungen 
 

(1) Verträge im Zusammenhang mit Rechtsgeschäften, die sich auf das Grundstück beziehen, auf 
dem die vertragsgegenständliche Einrichtung betrieben wird (beispielsweise Leih-, Miet- und 
Pachtverträge), behalten ihre Gültigkeit auch dann, wenn sie Gegenstand der in § 27 Absatz 
(1) Satz 3 genannten Finanzierungsvereinbarung sind. Die Vertragsparteien verpflichten sich 
jedoch, die in Satz 1 genannten Verträge an die neue Rechtslage anzupassen. 

 
(2) Abweichend von § 5 Absatz (1) Nummer 26 hat der Träger unter den dort genannten Voraus-

setzungen auch weiterhin das Recht, an Stelle der Abschreibungen die Tilgungsleistungen für 
Fremdkapital, das zur Finanzierung notwendiger Investitionen aufgenommen wurde, als Auf-
wendungen anzusetzen, sofern dies zwischen den Vertragsparteien vor Abschluss dieses Ver-
trages vereinbart wurde. 

 
§ 27   

Laufzeit, Änderungen und Nebenabreden 
 

(1) Dieser Vertrag tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft. Er wird auf unbestimmte Zeit abge-
schlossen; § 28 bleibt unberührt. Er ersetzt unbeschadet des § 26 Absatz (1) die bisherige Fi-
nanzierungsvereinbarung auf der Grundlage des § 57 Absatz 2 Nummer2 KiTaG vom 
22.06.2021 vollständig. 

 
(2) Änderungen, Nebenabreden und Ergänzungen dieser Vereinbarung sind schriftlich zu verein-

baren. Mündliche Abreden sind unwirksam. 
 

(3) Dieser Vertrag kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von 12 Monaten zum 31.07. 
eines jeden Jahres schriftlich gekündigt werden. Außerhalb dieser ordentlichen Kündigungs-
frist, ist eine Auflösung dieses Vertrages jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen möglich, 
sofern wichtige Gründe dies rechtfertigen.  

 
 

§ 28   
Außerkrafttreten aus besonderen Gründen 

 
Das Vertragsverhältnis endet mit Ablauf des Tages, ohne dass es einer Kündigung bedarf,  
 

1. mit dem die Anerkennung des Trägers als freier Träger der Jugendhilfe endet, 
 

2. mit dem die Betriebserlaubnis für die in § 1 Absatz (1) bezeichnete Kindertageseinrichtung 
erlischt. Sofern die Betriebserlaubnis nur für Teile der Einrichtung erlischt, sind nur diese 
Teile vom Ende des Vertragsverhältnisses betroffen oder 
 

3. die Fördervoraussetzungen im Sinne des § 15 Absatz 1 KiTaG entfallen.  
 
 



  

 
 

§ 29   
Salvatorische Klausel 

 
(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages durch höherrangiges Recht unwirksam sein 

oder werden, so ist das auf den Bestand und die Fortdauer der übrigen Bestimmungen ohne 
Einfluss. Der Träger und die Gemeinde verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen des Ver-
trages neu zu fassen, so dass der Sinn und Zweck des Vertrages gewährleistet bleiben. 
 

(2) Offensichtliche Unrichtigkeiten in diesem Vertrag, die erst nach Vertragsabschluss bekannt 
werden, müssen von beiden Vertragsparteien unverzüglich der anderen Partei angezeigt wer-
den.  

 
(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des SGB X über öffentlich-rechtliche Verträge. 

 
 

§ 30   
Streitigkeiten 

 
Der Träger und die Gemeinde verpflichten sich, Streitigkeiten aus diesem Vertrag durch offene Aus-
sprache gütlich zu regeln. Sollte keine Einigung zu Stande kommen, steht es den Vertragspartnern frei, 
die Vermittlung des Jugendamtes des örtlichen Trägers der Jugendhilfe mit dem Ziel der Schlichtung 
anzurufen. 
 
 
 
 

Kirchbarkau, den DATUM Kirchbarkau, den DATUM 
  

Gemeinde Kirchbarkau 
Der Bürgermeister 

Frank Jedicke 

Ev.-Luth. Kirchenkreis Altholstein 
Leiter des Zentrums kirchlicher Dienste 
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